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Kurze Vorstellungsrunde

Mein Seminarkonzept:

Grundlagen erlautern, viele Anregungen geben,
Diskussionen entfachen, keine starre Gliederung aber
sichtbarer ,roter® Seminarfaden:

« Kommunen als Wirtschaftssubjekte:

Was ist moglich im Spannungsfeld zwischen
Selbstverwaltung und EU — Binnenmarkt?

« Gestaltungsformen kommunaler Unternehmen

« Steuerung und Kontrolle kommunaler
Wirtschaftstatigkeit

* Privatisierung und public private partnership
(PPP)

« Rekommunalisierung
« kommunale Sparkassen erhalten



Aufgabenfelder kommunaler
Wirtschaftstatigkeit sind zum Beispiel:

Abfallbeseitigungsanlagen
Bauhofe

Brunnenbetriebe
Druckereien
Entwicklungsgesellschaften
Fremdenzimmervermittiungsstellen
Gartnereibetriebe
Hallenbetriebe

Kurbetriebe
Mullabfuhrbetriebe
Mullverbrennungsanlagen
Parks

Parkhauser
Reinigungsbetriebe
Restaurationsbetriebe

Schlachthofe
Studentenwohnheime
Trinkwassergewinnungsbetriebe
Verkehrsbetriebe
Verkehrsvereine

Versorgungsunternehmen (Gas,
Wasser, Elektrizitats- und
Fernheizwerke)

Waschereien

Weinguter
Wirtschaftsforderungsgesellschafte
n

Wohnraumvermittiungsstellen
Wohnungsbauunternehmen



Daseinsvorsorge- Herkunft und
Zukunft

Daseinsvorsorge heildt ganz allgemein

die Bereitstellung wirtschaftlicher, sozialer und kultureller
Leistungen fur die Allgemeinheit durch offentliche
Einrichtungen von Staat oder Kommunen.

Mitunter wird anstelle von Daseinsvorsorge auch von
Daseinsflirsorge gesprochen.

Daseinsfursorge ist aber nur ein Teilaspekt von
Daseinsvorsorge.

Der Begriff Fursorge kommt aus der Wohlfahrtspflege und
beinhaltet Leistungen und Verantwortung fur spezielle
Personengruppen (z.B. Armenfursorge, Jugendfursorge
usSw.)

Bei Daseinsvorsorge geht es wesentlich jedoch nur um die
Bereitstellung lebenswichtiger Guter und Leistungen und
Infrastruktur fur die gesamte Bevolkerung und far die
Wirtschaft.



Herkunft des Begriffes

Weber, Jaspers, Forsthoff

Der Begriff der Daseinsvorsorge geht auf Max Weber und Karl
Jaspers zuruck.

Weber beschrieb die mit der industriellen Entwicklung
gestiegene Abhangigkeit der Menschen von
Leistungen durch Staat und Kommunen, der der ein:z
nicht mehr selbst fur seine erforderlichen Lebensgute
sorgen kann.

Jaspers kennzeichnete die Gesellschaft der 20er Jahre
20. Jahrhunderts als eine Massenordnung, die einen
universalen Daseinsapparat (Verwaltung) aufgebaut

Ernst Forsthoff, der 1938 erstmals den Begriff der
,Daseinsvorsorge” pragte und ihn als Terminus in da
deutsche Verwaltungsrecht einfihrte, definierte
Daseinsvorsorge allgemein als ,,die Darbietung von
Leistungen, auf welche der in die modernen
massentumlichen Lebensformen verwiesene Mensc
lebensnotwendig angewiesen ist.”




Daseinsvorsorge als Folge von
Industrialisierung/ Urbanisierung

Daseinsvorsorge entstand als gesellschaftliches
Problem und politische Herausforderung im Zuge
von Industriealisierung, Urbanisierung und
Bevolkerungswachstum seit der zweiten Halfte des
19. Jahrhunderts.

Die Herausbildung von Grol3stadten neuen Typs
und von agglomerierten Raumen war die Folge.

Sie schufen Herausforderungen sozialer,
okonomischer, hygienischer und auch technischer
Art, die von den Zeitgenossen beantwortet werden
mussten, wenn sie nicht ein Chaos und
moglicherweise den volligen Zusammenbruch des
ge?lellschaftlichen Gesamtsystems auslosen
wollten.



Schulen

stadtische
Krankenhauser

soziale
Einrichtunge
n

Sparkassen

sozialer
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Baurecht und
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Daseinsvorsorge ist immer

gemeinwohlorientiert

Wesentliches Merkmal von Daseinsvorsorge ist
iIhre Gemeinwohlorientierung, d.h., die Leistungen
mussen unter folgenden Voraussetzungen
erbracht werden:

* Versorgungssicherheit und kontinuierliche
Bereitstellung der Leistungen;

* Ein gleichberechtigter und verlasslicher Zugang zu
den Leistungen fur alle Burgerinnen und Burger zu
erschwinglichen Preisen;

* Die Bereitstellung der Leistungen und die
Gewahrleistung der Funktionsfahigkeit des
offentlichen Lebens auch fur kunftige
(Generationen;

 Demokratische Kontrolle uber die Leistungen der
Daseinsvorsorge«und Sicherheit der Transparenz
tiber Qualitat und UUmtana’'dér erbrachten



Kommunale Daseinsvorsorge als Ausdruck
des Sozialstaatsgebotes nach Artikel 20 Abs.
1GG

Kommunale Daseinsvorsorge ist die

verfassungsrechtlich im Sozialstaatsgebot nach Art. 20 Abs. 1 GG
benannte

Verpflichtung, zur Vorhaltung und Gewahrung sozialer Leistungen.

Das gilt sowohl fur individuellen als auch allgemeinen Bedarf. Sie
umfasst

Schaffung, Sicherung und Entwicklung fur die Burgerinnen und Burger

notwendiger sozialer Lebensbedingungen. Sie ist somit die
Umsetzung des

Auftrages durch das GG zur staatlichen Fursorge, die sich nicht
bereits in der

Sicherung des Existenzminimums erschopft. Ihr obliegt auch die
Schaffung,

Unterhaltung und Weiterentwicklung der hierfur notwendigen
kommunalen



Kommunale Wirtschaftstatigkeit zwischen

Finanzkrise und Privatisier

Kommunale
Selbstverwaltung Art. 28 (2)
GG:
Selbstverwaltungsgarantie

Finanzkrise
offentliche
Meinung
ordnungs-
politische

Restriktionen

Allzustandigkeit der
Kommunen

gsdruck

Europaisches
Gemeinschaftsrecht/ EU
Wettbewerbsrecht

Globalisierun

g
kommunales
Unternehmen
Wettbewerbs-
druck
private
Unternehme
n

Gewahrung der Freiheit
-des Warenverkehrs
~ -des Personenverkehrs
| -des
Dienstleistungsverkehrs
-des Kanitalverkehrs



Zulassigkeitsvoraussetzungen fur
wirtschaftliche Unternehmen der Kommune

offentlicher
Zweck

Kommunalpolitische
Zielsetzung:

Die Kraft der Gemeinden
soll auf die Erfullung ihrer
eigentlichen Aufgaben als
Trager der offentlichen
Verwaltung konzentriert
werden

,Schrankentrias”

,Leistungsfahigkeit
s-bezug”

Finanzpolitische
Zielsetzung:

Die Gemeinden sollen vor
ubermaligen
wirtschaftlichen Risiken und
maoglichen finanziellen
Verlusten bewahrt werden.

,Funktionssperre”
oder
Subsdiaritatsklaus
el

Wirtschaftspolitische

Zielsetzung

Die Gemeinden sollen der
Privatwirtschaft keine
Konkurrenz machen.



§ 102 Zulassigkeit wirtschaftlicher Unternehmen

(1)

(2)
3)
(4)

)
(6)

(7)

Gemeindeordnung Baden
Wurttemberg konkret zur
ulassigkeit

Die Gemeinde darf ungeachtet der Rechtsform wirtschaftliche Unternehmen nur errichten, dbernehmen oder
wesentlich erweitern, wenn

1. der &ffentliche Zweck das Unternehmen rechtfertigt,

2. das Unternehmen nach Art und Umfang in einem angemessenen Verhaltnis zur Leistungsfahigkeit der
Gemeinde und zum

voraussichtlichen Bedarf steht und

3. bei einem Tatigwerden aul3erhalb der kommunalen Daseinsvorsorge der Zweck nicht ebenso gut und
wirtschaftlich durch

einen privaten Anbieter erflllt wird oder erfullt werden kann.

Uber ein Tatigwerden der Gemeinde nach Absatz 1 Nr. 3 entscheidet der Gemeinderat nach Anhérung der
ortlichen Selbstverwaltungsorganisationen von Handwerk, Industrie und Handel.

Wirtschaftliche Unternehmen der Gemeinde sind so zu fihren, daf der 6ffentliche Zweck erflllt wird; sie sollen
einen Ertrag fur den Haushalt der Gemeinde abwerfen.

Wirtschaftliche Unternehmen im Sinne der Absatze 1 und 2 sind nicht
1. Unternehmen, zu deren Betrieb die Gemeinde gesetzlich verpflichtet ist,

2. Einrichtungen des Unterrichts-, Erziehungs- und Bildungswesens, der Kunstpflege, der kdrperlichen
Ertlchtigung, der

Gesundheits- und Wohlfahrtspflege sowie 6ffentliche Einrichtungen ahnlicher Art und

3. Hilfsbetriebe, die ausschliellich zur Deckung des Eigenbedarfs der Gemeinde dienen. Auch diese
Unternehmen,

Einrichtungen und Hilfsbetriebe sind nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten zu fuhren.

Bankunternehmen darf die Gemeinde nicht betreiben, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. Fur das
offentliche Sparkassenwesen verbleibt es bei den besonderen Vorschriften.

Bei Unternehmen, fir die kein Wettbewerb gleichartiger Privatunternehmen besteht, dirfen der Anschlufd und die
Belieferung nicht davon abhangig gemacht werden, dal® auch andere Leistungen oder Lieferungen abgenommen
werden.

Die Betatigung aulierhalb des Gemeindegebiets ist zulassig, wenn bei wirtschaftlicher Betatigung die
Voraussetzungen des Absatzes 1 vorliegen und, die-pberechtigten Interessen der betroffenen Gemeinden gewahrt
sind. Bei der Versorgung mit Strom und Gas gelten nur die interessen als berechtigt, die nach den mal3geblichen
Vorschriften eine Einschrankung des Wettbeweris'zulassery.



Wann liegt ein ,offentlicher Zweck”
vor ?

Ein offentlicher Zweck liegt vor, wenn Lieferungen und Leistungen des
wirtschaftlichen Unternehmens sachlich und raumlich grundsatzlich im
gemeindlichen Wirkungskreis liegen und dazu dienen, Bedurfnisse der

Gemeindeeinwohner zu befriedigen. Die Betatigung muss den
offentlichen

Interessen der Einwohner dienen.
Typische offentliche Zwecke sind Daseinsvorsorge und kommunale
Kompensation von Marktversagen.

Kriterien/ Indizien dafur:

Sicherung des Eigenbedarfs der Gemeinde sowie ihrer Einwohner
Bereitstellung offentlicher Infrastruktur

Kommunale Siedlungspolitik

Stadtebauliche Entwicklungs- und Sanierungsmaflnahmen,
Berucksichtigung sozialer Belange der Leistungsempfanger
Kommunale Wirtschaftsforderung

O OO0 O0OO0O0



Wie steht es mit der

Gewinnerzielung?

Gewinnerzielung als einziges Ziel rechtfertigt keinen
offentlichen Zweck.

Aber:
Gewinnmitnahme ist erwunscht!

Wirtschaftliche Unternehmen sollen einen
Uberschuss fur den kommunalen Haushalt
abwerfen, soweit dies mit dem , offentlichen Zweck"”
in Einklang zu bringen ist.

Entscheidend ist aber, dass die offentliche
Zwecksetzung und das erwerbswirtschaftliche
Gewinnstreben nicht auf der gleichen Ebene liegen.
Eine Gewinnerzielung ist erst in zweiter Linie
zulassig, namlich nur insoweit, als dadurch der
,offentliche Zweck" nicht beeintrachtigt wird.



Was bedeutet
,Leistungsfahigkeitsbezug”?

Wirtschaftliche Unternehmen der Gemeinde mussen
nach Art und Umfang in einem angemessenen
Verhaltnis zur Leistungsfahigkeit der Kommune und
zum voraussichtlichen Bedarf stehen.

— Uberforderung der personellen, sachlichen und

finanziellen Krafte der Gemeinde durch das
wirtschaftliche Unternehmen??

—Gibt es einen ausreichend grofen Absatzmarkt?

—3Sorgfaltige Betrachtung des Gemeinderates nicht
nur fur ,hier” und ,jetzt", sondern Folgeabschatzung
fur die Zukunft notwendig!



Was bedeuten ,Funktionssperre” und
~Subsidaritatsklausel” ?

Die Gemeindeordnungen lassen den Betrieb eines
wirtschaftlichen Unternehmens nur zu, wenn

entweder der offentliche Zweck nicht ebenso gut und
wirtschaftlich durch einen privaten Dritten erfullt werden

kann (Subsdiaritatsklausel) oder

Dritte den offentlichen Zweck nicht besser und
wirtschaftlicher erfullen konnen (Funktionssperre).



Ist das Offentlichkeitsprinzip noch
zeitgemald?

Jegliche gemeindliche Tatigkeit ist auf den

, ortlichen Wirkungskreis® d. h. grundsatzlich auf
das Gemeinde- oder Kreisgebiet beschrankt.
(Ortlichkeits- oder Territorialprinzip).

Sind kommunalwirtschaftliche Aktivitaten aulderhalb
des eigenen Zustandigkeitsbereiches moglich?
Prinzipiell ja, beispielswelse:

‘regional wirksame Verkehrsprojekte
*VVersorgungs- und Entsorgungsunternehmen aber

*nur mit Zustimmung der betroffenen Gemeinde und
Im Rahmen der kommunalen Zusammenarbeit



Organisationsformen wirtschaftlicher
Unternehmen

wirtschaftliche Unternehmen

offentlich- rechtliche

. Privatrechtliche Organisationsformen
Organisationsformen

unselb- selb- T, beschrankte Haftung der
standige standige ° Gesellschaft
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Wesentliche Unterschiede zwischen

Eigenbetrieb, AOR und GmbH

Ubertragung von
Pflichtaufgaben

Ubertragung
hoheitlicher
Befugnisse

Haftung

Rechtsaufsicht

Steuerpflicht

Anschluss und
Benutzungszwang

Personalvertretung

maoglich

maoglich

der Gemeinde

ja
nur soweit Betrieb
gewerblicher Art

(§1 Abs. 1 Nr. 6
KStG)

maoglich

Personalrat nach
LPersVG

maoglich

maoglich

der Gemeinde

ja
nur soweit Betrieb
gewerblicher Art

(§1 Abs. 1 Nr. 6
KStG)

maoglich

Personalrat nach
LPersVG

nur als
ErfUllungsgehilfe
(Verwaltungsgehilfe)

maoglich nur bei
Beleihung

auf einen
bestimmten Betrag

nein

Steuerpflicht kraft
Rechtsform

(§1 Abs. 1 Nr.1
KStG)

i.d.R. nicht moglich

Betriebsrat nach
BetrVG



Organe der Aktiengesellschaft

» der Vorstand (§§76 bis 94 AktG)
 der Aufsichtsrat (§§ 95 bis 117 AktG)

» die Hauptversammlung (§§ 118 bis 147
AktG)



Organe der GmbH

» die Geschaftsfuhrung (§6 GmbHG)

» der Aufsichtsrat (grundsatzlich keine
Verpflichtung fur AR!)

» die Gesellschafterversammlung (§§ 45 ff.

GmbHG)



Ubersicht Giber die Organisationsformen

Allgemeine
Grundlagen

Tragerschaft

Grindung

Mindestkapital

Organe

Geschaftsfuhrung

Personal

Personalvertretun
g/ Mitbestimmung

Haftung

Finanz-
wirtschaftliche
Steuerung

Steuerpflicht

Aufsicht
und Prifung

Regiebetrieb
keine eigene
Rechtspersonlickeit

Gemeinde: Teil des
Gemeindevermogens

innerer Organisationsakt

keines

keine besonderen

Birgermeister

offentl. Dienstrecht,

Gemeinde ist Arbeitgeber

Personalrat, LPersVG

unbeschrankt

Haushaltsplan

bei Betrieb gewerblicher

Arti.S.v.§4 KStG

Kommunalaufsicht

Eigenbetrieb
keine eigene

Rechtspersonlichkeit

Sondervermdgen der

Gemeinde

Gemeindlicher
Organisationsakt
Eintragung ins
Handelsregister

angemessenes
Stammkapital

Werksausschuss und

Werkleiter als
Betriebsorgane

Werkleitung,
Bilrgermeister

offentliches

Dienstrecht, Gemeinde Dienstrecht,Anstalt ist

AOR

juristische Person des

offentlichen Rechts

Gemeinde
Gewahrtrager

Satzung

angemessenes
Stammkapital

Vorstand ;
Verwaltungsrat

Vorstand

offentl.

ist Arbeitgeber eigener Arbeitgeber

Stellenplan beschrankt

eigene
Personalwirtschaft

Personalrat, LPersVG Personalrat,LPersVG

unbeschrankt

eigener
Wirtschaftsplan
beschrankt eigene
Kreditwirtschaft,
kaufmannische
Buchfuhrung,
Jahresabschluss

gewerblicher Art
i.S.v.§4 KStG

Kommunalaufsicht

unbeschrankt

eigener
Wirtschaftsplan,
eigene
Kreditwirtschaft,
kaufmannische
Buchfuhrung,
Jahresabschluss

NPV SR PR Y

bei Betrieb
gewerblicher Art
i.S.v.§4 KStG

Kommunalaufsicht

GmbH & Co KG
zwei Gesellschaften

Gesellschafter

Gesellschaftsvertrag

Einragung in das
Handelsregister

25000 € fiir GmbH

Geschaftsfiihrung ,

Gesellschafterversam

mlung

Geschaftsfiihrer der
GmbH

individuelle
Arbeitsvertrage,
eigene Personal-
wirtschaft

Betriebsrat ,BetrVG

nur GmbH

handelsrechtliche
Buchfiihrung

KStG, EStG, UStG,
GewStG

entfallt

c. V. nicht
wirtschaftlicher
Verein

juristische Person des juristische Person des

privaten Rechts,
eigenstandiges
Rechtssubjekt

Vereinsmitglieder

Satzungsbeschluss,
Eintragung in das
Vereinsregister

keines

Vorstand,

GmbH

privaten Rechts
eigenstandiges
Rechtssubjekt

Gesellschafter

Gesellschafterbeschlu
ss, Eintragung in das

Handelsregister

25.000 €

Geschéftsfihrer,

Mitgliederversammlung Aufsichtsrat

Vorstand

individuelle
Arbeitsvertrage,
eigene
Personalwirtschaft ,
Betriebsrat

Betriebsrat,BetrVG

Vereinsvermégen

nicht vorgegeben

UStG, GewStG( §2
Abs. 3)

entfallt

(fakultativ),

Gesellschafterversam

Werkleitung,
Blrgermeister

individuelle
Arbeitsvertrage,
eigene
Personalwirtschaft
Betriebsrag

Betriebsrat,BetrVG

Stammekapital

handelsrechtliche
Buchfiihrung

KStG, UStG, GewsSt.G;

Steuerpflicht kraft
Rechtsform

entfallt

AG
juristische Person des
privaten Rechts

Aktionare

Gesellschafterbeschlu
ss, Eintragung in das
Handelsregister

50. 000 €

Vorstand , Aufsichtsrat
, Hauptversammlung

Vorstand

individuelle
Arbeitsvertrage,
eigene
Personalwirtschaft ,
Betriebsrat

Betriebsrat, BetrVG

Grundkapital

handelsrechtliche
Buchflihrung

KStG, UStG, GewsSt.G;
Steuerpflicht kraft
Rechtsform

entfallt



Unternehmen in Privatrechtsform in
Baden- Wurttemberg (1)

§103 Gemeindeordnung
Unternehmen in Privatrechtsform

(1) Die Gemeinde darf ein Unternehmen in einer Rechtsform des
privaten Rechts nur errichten, ubernehmen, wesentlich
erweitern oder sich daran beteiligen, wenn

1. das Unternehmen seine Aufwendungen nachhaltig zu
mindestens 25 vom Hundert mit Umsatzerlosen zu decken
vermag,

2. im Gesellschaftsvertrag oder in der Satzung sichergestellt ist,
dass der offentliche Zweck des Unternehmens erfullt wird,

3. die Gemeinde einen angemessenen Einfluss, insbesondere
im Aufsichtsrat oder in einem entsprechenden
Uberwachungsorgan des Unternehmens erhél,

4. die Haftung der Gemeinde auf einen ihrer Leistungsfahigkeit
angemessenen Betrag begrenzt wird,



Unternehmen in Privatrechtsform in
Baden- Wurttemberg (2)

5. bei einer Beteiligung mit Anteilen in dem in § 53 des
Haushaltsgrundsatzegesetzes bezeichneten Umfang im

Gesellschaftsvertrag oder in der Satzung sichergestellt ist, dass

a) in sinngemafer Anwendung der fur Eigenbetriebe geltenden Vorschriften fur jedes Wirtschaftsjahr ein
Wirtschaftsplan aufgestellt und der Wirtschaftsfuhrung eine funfjahrige Finanzplanung zu Grunde
gelegt wird,

b) der Jahresabschluss und der Lagebericht in entsprechender Anwendung der Vorschriften des Dritten
Buchs des Handelsgesetzbuchs fur groRe Kapitalgesellschaften aufgestellt und in entsprechender
Anwendung dieser Vorschriften gepruft werden, sofern nicht die Vorschriften des
Handelsgesetzbuchs bereits unmittelbar gelten oder weitergehende gesetzliche Vorschriften gelten
oder andere gesetzliche Vorschriften entgegenstehen,

c) der Gemeinde der Wirtschaftsplan und die Finanzplanung des Unternehmens, der Jahresabschluss
und der Lagebericht sowie der Prufungsbericht des Abschlussprufers Ubersandt werden, soweit dies

nicht bereits gesetzlich vorgesehen ist,

d) fir die Prafung der Betatigung der Gemeinde bei dem Unternehmen dem Rechnungsprifungsamt und
der fUr die Uberortliche Prifung zustandigen Prufungsbehorde die in § 54 des
Haushaltsgrundsatzegesetzes vorgesehenen Befugnisse eingeraumt sind,

e) das Recht zur uberortlichen Pruafung der Haushalts- und WirtschaftsfUhrung des Unternehmens nach

ARNAD Al s Aam © A4 4 ALlhAa A Al s t it L



Unternehmen in Privatrechtsform in
Baden- Wurttemberg (3)

Die obere Rechtsaufsichtsbehdrde kann in besonderen Fallen von dem
Mindestgrad der Aufwandsdeckung nach Satz 1 Nr. 1 und dem
Prufungserfordernis nach Satz 1 Nr. 5 Buchst. b, wenn andere
geleignete Prufungsmalinahmen gewahrleistet sind, Ausnahmen
zulassen.

(2) Die Gemeinde darf unbeschadet des Absatzes 1 ein Unternehmen
in der Rechtsform einer Aktiengesellschaft nur errichten, Gbernehmen
oder sich daran beteiligen, wenn der offentliche Zweck des
Unternehmens nicht ebenso gut in einer anderen Rechtsform erfullt
wird oder erfullt werden kann.

(3) Die Gemeinde hat ein Unternehmen in einer Rechtsform des
privaten Rechts, an dem sie mit mehr als 50 vom Hundert beteiligt ist,
so zu steuern und zu uberwachen, dass der offentliche Zweck
nachhaltig erfullt und das Unternehmen wirtschaftlich gefuhrt wird; bei
einer geringeren Beteiligung hat die Gemeinde darauf hinzuwirken.
Zuschiusse der Gemeinde zum Ausgleich von Verlusten sind so gering
wie moglich zu halten.



Die kommunale GmbH in Baden -
Wurttemberg

§103 a der Gemeindeordnung

Unternehmen in der Rechtsform einer Gesellschaft mit beschrankter
Haftung

Die Gemeinde darf unbeschadet des § 103 Abs. 1 ein Unternehmen in
der Rechtsform einer Gesellschaft mit beschrankter Haftung nur
errichten, ubernehmen, wesentlich erweitern oder sich daran
beteiligen, wenn im Gesellschaftsvertrag sichergestellt ist, dass die
Gesellschafterversammlung auch beschliel3t GUber

a) den Abschluss und die Anderung von Unternehmensvertrédgen im
Sinne der §§ 291 und 292 Abs. 1 des Aktiengesetzes,

b) die Ubernahme neuer Aufgaben von besonderer Bedeutung im
Rahmen des Unternehmensgegenstands,

c) die Errichtung, den Erwerb und die VeraulRerung von Unternehmen
und Beteiligungen, sofern dies im Verhaltnis zum Geschaftsumfang
der Gesellschaft wesentlich ist,

d) die Feststellung des Jahresabschlusses und die Verwendung des
Ergebnisses.



Die Vertretung der Gemeinde in den
Gesellschaftsorganen

8104 Vertretung der Gemeinde in Unternehmen in Privatrechtsform

(1) Der Burgermeister vertritt die Gemeinde in der Gesellschafterversammlung oder in
dem entsprechenden Organ der Unternehmen in einer Rechtsform des privaten
Rechts, an denen die Gemeinde beteiligt ist; er kann einen Beamten oder
Angestellten der Gemeinde mit seiner Vertretung beauftragen. Die Gemeinde kann
weitere Vertreter entsenden und deren Entsendung zuriicknehmen; ist mehr als ein
weiterer Vertreter zu entsenden und kommt eine Einigung uber deren Entsendung
nicht zustande, finden die Vorschriften tber die Wahl der Mitglieder beschlielRender
Ausschusse des Gemeinderats Anwendung. Die Gemeinde kann ihren Vertretern
Weisungen erteilen.

(2) Ist der Gemeinde das Recht eingeraumt, mehr als ein Mitglied des Aufsichtsrats oder
eines entsprechenden Organs eines Unternehmens zu entsenden, finden die
Vorschriften Uber die Wahl der Mitglieder beschliel3ender Ausschusse des
Gemeinderats Anwendung, soweit eine Einigung Uber die Entsendung nicht zustande
kommt.

(3) Die von der Gemeinde entsandten oder auf ihren Vorschlag gewahlten Mitglieder
des Aufsichtsrats oder eines entsprechenden Uberwachungsorgans eines
Unternehmens haben bei inrer Tatigkeit auch die besonderen Interessen der
Gemeinde zu berlcksichtigen.

(4) Werden Vertreter der Gemeinde aus ihrer Tatigkeit in einem Organ eines

Unternehmens haftbar gemacht, hat ihnen die Gemeinde den Schaden zu ersetzen,
es sei denn, dass sie ihn vorsatzlich oder grobfahrlassig herbeigefihrt haben. Auch in



Anforderungen an die
Aufsichtratsmitglieder

Erforderliche (Mindest)Kenntnisse

Nach der Rechtssprechung des BGH sind dies Mindestkenntnisse
allgemeiner, wirtschaftlicher organisatorischer und rechtlicher Art,
die erforderlich sind, um alle normalerweise anfallenden
Geschaftsvorgange auch ohne fremde Hilfe verstehen und
sachgerecht beurteilen zu konnen (BGHZ 85,293,295)

« Kenntnisse der gesetzlichen und satzungsmafigen Aufgaben des
Aufsichtsrates

« Kenntnisse der Rechten u. Pflichten der Aufsichtsratsmitglieder

« Kenntnisse um die dem AR vorliegenden Berichte verstehen,
bewerten und daraus Schlussfolgerungen ziehen zu konnen.

« Kenntnisse fur die Prufung des Jahresabschlusses mit Hilfe des
Abschlussprufers

« Kenntnisse zur Beurteilung der Ordnungsmaligkeit,
Wirtschaftlichkeit, Zweckmaligkeit und Rechtmaligkeit von
FUhrungsentscheidungen

« nach Moglichkeit eigene unternehmerische Erfahrungen



Anforderungen an die
Aufsichtsratsmitglieder (1)

ausreichend verfugbare Zeit
gewissenhafte Aufgabenwahrnehmung
Eigenverantwortlichkeit und Unabhangigkeit

Verschwiegenheitspflicht/ Pflicht zur Wahrung des
Unternehmerinteresses

Pflicht zur hochstpersonlichen Amtsfuhrung
Teilnahmepflicht am AR

Pflicht zur Kenntnisnahme der
Beratungsunterlagen

Erkundigungspflicht/ Informationsrechte
Initiativpflicht/ Initiativrechte



Einwirkungs- und Kontrolimoglichkeiten der
Gemeinde bei privatrechtlichen

Organisationsformen

ACHTUNG!

bundesrechtliches Gesellschaftsrecht hat Vorrang gegenuber dem
landesrechtlichem Kommunalverfassungsrecht. (Art. 31 GG)

AG

« Weisungsrecht gegenuber dem Vorstand der AG ist ausgeschlossen

» Weisungsrecht gegenuber Vertretern der Gemeinde im AR ist
—bei gewahlten Mitgliedern ausgeschlossen
—bei entsandten Mitgliedern umstritten

*Weisungsrecht gegenuber Vertretern der Gemeinde in der Hauptversammlung
ist moglich

GmbH

*Weisungsrecht gegentber Geschaftsfuhrung ist moglich !

*Weisungsrecht gegentber obligatorischem AR ist ausgeschlossen !
fakultativem AR ist mdglich !

*Weisungsrecht gegenuber Vertretern der Gemeinde in der
Gesellschafterversammlung ist moglich !



Beteiligungsmanagement und
Beteiligungscontrolling

Kommunale Unternehmen nehmen kommunale Aufgaben wahr.
Je starker sie verselbstandigt sind, desto weniger unterliegen
diese Unternehmen der unmittelbaren Kontrolle der
Gemeindevertretung.

Durch die enge wirtschaftliche Verflechtung kbnnen sich
Entscheidungen dieser Unternehmen jedoch unmittelbar auf die
Entwicklung der Kommunen auswirken:

*Verlustausgleich
*Gewinnausschuttungen
egemeinsame Investitionen
steuerlicher Querverbund usw.

Beteiligungscontrolling verfolgt das Ziel, die rechtlich
selbstandigen Unternehmen in die von der Gemeinde verfolgten
Ziele einzubinden.

Controlling # Kontrollieren !
Controlling ist die zielbezogene Steuerung und Kontrolle



Gliederung des
Betelligungsmanagements

» Beteiligungsverwaltung
— Informations- und Dokumentationsfunktion
— Uberwachungsfunktion

 Mandatsbetreuung

— fachliche Unterstutzung der von der Gemeinde in die
Aufsichtsgremien von Unternehmen entsandten Mitglieder

« Beteiligungscontrolling

— fruhzeitige Bereitstellung alle steuerungsrelevanten
Informationen

— Einheit von Steuerung, Planung, Kontrolle und Information

— (externe) Beratungsgesellschaft oder Stabsstelle oder
hierarchische Einordnung



Gesetzliche Grundlagen des
Beteiligungs-managements in Baden-
Waurttemberg (1)

§ 105 Priufung, Offenlegung und Beteiligungsbericht

(1) Ist die Gemeinde an einem Unternehmen in einer Rechtsform des
privaten Rechts in dem in § 53 des Haushaltsgrundsatzegesetzes
bezeichneten Umfang beteiligt, hat sie

1. die Rechte nach § 53 Abs. 1 Nr. 1 und 2 des
Haushaltsgrundsatzegesetzes auszuuben,

2. dafur zu sorgen, dass

a) der Beschluss Uber die Feststellung des Jahresabschlusses
zusammen mit dessen Ergebnis, das Ergebnis der Prufung des
Jahresabschlusses und des Lageberichts sowie die

beschlossene Verwendung des Jahresuberschusses oder die
Behandlung des Jahresfehlbetrags ortsublich bekannt gegeben
werden,

b) gleichzeitig mit der Bekanntgabe der Jahresabschluss und der
Lagebericht an sieben Tagen offentlich ausgelegt werden und
in der Bekanntgabe auf die Auslegung hingewiesen wird.



Gesetzliche Grundlagen des
Betelligungs-managements in Baden-
Wurttemberg (2)

(2) Die Gemeinde hat zur Information des Gemeinderats und ihrer Einwohner jahrlich

einen Bericht Uber die Unternehmen in einer Rechtsform des privaten Rechts, an
denen sie unmittelbar oder mit mehr als 50 vom Hundert mittelbar beteiligt ist, zu
erstellen. In dem Beteiligungsbericht sind fur jedes Unternehmen mindestens
darzustellen:

der Gegenstand des Unternehmens, die Beteiligungsverhaltnisse, die Besetzung der
Organe und die Beteiligungen des Unternehmens,

der Stand der Erfullung des offentlichen Zwecks des Unternehmens,

fur das jeweilige letzte Geschaftsjahr die Grundzige des Geschaftsverlaufs, die
Lage des Unternehmens, die Kapitalzufuhrungen und -entnahmen durch die
Gemeinde und im Vergleich mit den Werten des vorangegangenen Geschaftsjahres
die durchschnittliche Zahl der beschaftigten Arbeitnehmer getrennt nach Gruppen,
die wichtigsten Kennzahlen der Vermogens-, Finanz- und Ertragslage des
Unternehmens sowie die gewahrten Gesamtbezlge der Mitglieder der
Geschaftsfuhrung und des Aufsichtsrats oder der entsprechenden Organe des
Unternehmens fur jede Personengruppe; § 286 Abs. 4 des Handelsgesetzbuches gilt
entsprechend.

Ist die Gemeinde unmittelbar mit weniger als 25 vom Hundert beteiligt, kann sich die

Darstellung auf den Gegenstand.des Unternehmens, die Beteiligungsverhaltnisse
und den Stand der Erfullung dessoffentlichenZwecks des Unternehmens

| Py PR [P



Gesetzliche Grundlagen des
Beteiligungs-managements in Baden-
Wurttemberg (3)

(3) Die Erstellung des Beteiligungsberichts ist ortstblich
bekannt zu geben; Absatz 1 Nr. 2 Buchst. b gilt
entsprechend.

(4) Die Rechtsaufsichtsbehorde kann verlangen, dass die
Gemeinde ihr den Beteiligungsbericht und den
Prufungsbericht mitteilt.



Gesetzliche Grundlage fur mittelbare
Beteiligungen der Gemeinde an Unternehmen
in Privatrechtsform

§ 105a Mittelbare Beteiligungen an Unternehmen in Privatrechtsform

(1) Die Gemeinde darf der Beteiligung eines Unternehmens, an dem sie mit mehr als 50 vom
Hundert beteiligt ist, an einem anderen Unternehmen nur zustimmen, wenn
1. die Voraussetzungen des § 102 Abs. 1 Nr. 1 und 3 vorliegen,

2. bei einer Beteiligung des Unternehmens von mehr als 50 vom Hundert an dem anderen
Unternehmen

a) die Voraussetzungen des § 103 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 bis 4 vorliegen,
g b) die Voraussetzungen des § 103a vorliegen, sofern das Unternehmen, an dem
ie
Gemeinde unmittelbar beteiligt ist, und das andere Unternehmen
Gesellschaften mit beschrankter Haftung sind,
c) die Voraussetzung des § 103 Abs. 2 vorliegt, sofern das andere
Unternehmen eine Aktiengesellschaft ist. Beteiligungen sind auch
mittelbare Beteiligungen. Anteile mehrerer Gemeinden sind
zusammenzurechnen.

(2) § 103 Abs. 3 und, soweit der Gemeinde fur das andere Unternehmen Entsendungsrechte
eingeraumt sind, § 104 Abs. 2 bis 4 gelten entsprechend.

(3) Andere Bestimmungen zur mittelbaren Beteiligung der Gemeinde an Unternehmen in einer
Rechtsform des privaten Rechts bleiben unberuhrt.



Veraulderung von wirtschaftlichen
Unternehmen und Beteiligungen

§ 106

Die VeraulRerung eines Unternehmens, von Teilen eines solchen oder einer
Beteiligung an einem Unternehmen sowie andere Rechtsgeschafte, durch
welche die Gemeinde ihren Einfluss auf das Unternehmen verliert oder
vermindert, sind nur zulassig, wenn die Erfullung der Aufgaben der

Gemeinde nicht beeintrachtigt wird.



Energie — und Wasservertrage

§ 107

(1) Die Gemeinde darf Vertrage uber die Lieferung von Energie
oder Wasser in das Gemeindegebiet sowie
Konzessionsvertrage, durch die sie einem
Energieversorgungsunternenmen oder einem
Wasserversorgungsunternehmen die Benutzung von
Gemeindeeigentum einschliel3lich der offentlichen Stralden,
Wege und Platze fur Leitungen zur Versorgung der
Einwohner Uberlasst, nur abschlie3en, wenn die Erfullung der
Aufgaben der Gemeinde nicht gefahrdet wird und die
berechtigten wirtschaftlichen Interessen der Gemeinde und
ihrer Einwohner gewahrt sind. Hiertber soll dem Gemeinderat
vor der Beschlussfassung das Gutachten eines unabhangigen
Sachverstandigen vorgelegt werden.

(2) Dasselbe qilt fur eine Verlangerung oder ihre Ablehnung
sowie eine wichtige Anderung derartiger Vertrage.



Privatisierung — Pro Argumente

« Finanzierungsquelle fur den Gemeindehaushalt
« wirtschaftlicheres unburokratisches Arbeiten

« grofRere Flexibilisierung bei der Aufgabengestaltung der internen
Organisation

« groldere Flexibilitat bei Grundung und Auflosung

« Moglichkeiten der Haftungsbeschrankung

* Belebung des Marktsektors

» steuerliche Vorteile

« Schuldenabbau im Lichte der Maastrichter Konvergenzkriterien
* Vermeidung des strengeren neuen Vergaberechts

* hohere Kreditwirdigkeit und bessere finanzielle Moglichkeiten
« grolere Flexibilitat beim Dienst- und Besoldungsrecht

* Umgehung des Haushaltsrechts und Entpolitisierung der Aufgaben
durch Ausklammerung aus der staatlichen Verwaltung

* Dbessere Kooperation mit anderen Rechtssubjekten.



Privatisierung - Gegenargumente

* hohe Privatisierungs- bzw. Umwandlungskosten
(Transferkosten)

« Umgehung des Dienstrechts fordert Schaffung von
Aufsichtsratsposten mit Politikern statt mit Fachleuten

« Transparenzverlust bei einer GmbH gegenuber offentlich
Unternehmen

* Verlust von Kontroll- und Steuerungsmaoglichkeiten

« Sicherheit bei Ruckzahlung von Krediten bei Privaten nicht
gegeben

* Rechtsschutzeinbulden fur den Burger

« Defizite in der Verfahrensgestaltung

« Beeintrachtigung der parlamentarischen Kontrolle
« Verlust der sachlichen Nahe

* Verlust an kommunaler Demokratie



Checkliste Privatisierung

Steuerung und Kontrolle der verselbstandigten Einrichtungen
durch die Kommune

finanzielle Folgen der Verselbstandigung (Einmalerlos versus
dauerhafte Gewinnabfuhrung)

Teilauslagerung an Private durch gemischte Modelle
(Betreibergesellschaften, Leasing usw.)

Folgen fur den Burger, insbesondere die Ausgestaltung der
Entgelte

personalwirtschaftliche Fragen (Auswirkungen auf den
Stellenplan und Stellenobergrenzen der unmittelbaren
Kommunalverwaltung, Personaltberleitung nach § 613 a
BGB)

rechtliche Zulassigkeit der Verselbstandigung bzw.
Privatisierung

Ausarbeitung vertragsrechtlicher und satzungsrechtlicher
Grundlagen



Gemischtwirtschaftliche Modelle und
Finanzierungsformen/ Public- Private-

Partnership (PPP)

Neben den Entweder/Oder- LOsungen zur Privatisierung im Bereich offentlicher
Einrichtungen gibt es zunehmend auch Mischformen (Public-Private-

Partnership).

" Unter dem Sammelbegriff (PPP) werden sehr
verschiedene Arten der Kooperation (z.B. informelle
Zusammenarbeit. Kooperationsvereinbarungen bzw.
Finanzierungsvertrage, gesellschaftliche Vereinbarungen
bei der Grundung gemeinsamer Gesellschaften im
Rahmen funktionaler Privatisierung) zwischen
Verwaltung und Privaten bei der Erfullung offentlicher

. Aufgaben zusammengefasst.




Betreibermodell am Beispiel der
Abwasserbeseitigung

Kommune zahlt Reinigungsgelt pro m3 Abwasser an Betreiber, kontrolliert

Reinigungsleistung

eventuell Beirat als gemeinsames Kontrollorgan, Betreibervertrag zwischen
Kommune und Betreiber regelt Rechtsbeziehung

Betreibergesellschaft: plant, finanziert, baut, besitzt, betreibt Abwasseranlage

Vorteile Nachteile

-Entstehung finanzieller Freirdume *Betreiber handelt gewinnorientiert

fiir andere Gemeindeaufgaben -okologische Erfordernisse stehen nicht
“finanzielle Risiken tragt der im Vordergrund

Betreiber *Monopol des Betreibers

Nutzung der Erfahrungen und *bei Insolvenz muss Kommune Ersatz
Synergieeffekte stellen

«Gemeinde kann Prozess steuery schwierige Nachverhandlungen bei

™ 1 £ " 2



Kooperationsmodell — ein Beispiel

Private Gesellschaften

Kommune Kapital, Know — how,

erhebt Gebuhren von den Nutzern

Management
Besitzergesellschaft
Kommune 51% Private Gesellschaften 49
finanziert z. B. die Anlage, erteilt Auftrag&efiir Planung und Bau
(Bauherr)
Pachtvertrag
Betriebsgesellschaft
Kommune 51% Private Gesellschaften 49

(0)
betreibt die Anlage, erhalt Reinigungspreis voAr)m der Kommune



Betriebsfuhrungsmodell- ein guter
Kompromiss

Das Betriebsfuhrungsmodell zeichnet sich dadurch aus, dass die Gemeinde
Eigentumerin der der jeweiligen kommunalen Einrichtung bleibt, aber einen
Dritten (Privaten) damit beauftragt, den Betrieb nach ihren Weisungen, in ihrem
Namen und fur inre Rechnung kaufmannisch und technisch zu fuhren. Der
Dritte (Private) handelt somit als Vertreter der Gemeinde. Dadurch kommen
keine Rechtsbeziehungen zwischen den Benutzern der offentlichen
Einrichtungen und dem Dritten zustande.

Zwischen der Gemeinde und dem Unternehmen wird ein
Geschaftsbesorgungsvertrag abgeschlossen.

Vorteile Nachteile

*Nutzung des Wissens (Know -eventueller Arbeitsplatzabbau
how) von Spezialfirmen fur in der Gemeindeverwaltung
auslagerungsfahige Aufgaben «Schulungsaufwand fiir

evtl. finanzielle Einspareffekte Mitarbeiter der Gemeinde, um
durch Auslagerung Kontrollfunktionen wahrnehmen
*Beschrankung der Kommune Zzu kénnen

auf Kontrollfunktion



Alternative Finanzierungsformen

alternative

Kommunalkredit Finanzierungsformen

Fonds- Burger-
Leasing P : beteiligungs-
inanzierung AG

Outsourcing mit

Sale - and - Beteiligungs- anschlieender

lease- back finanzierung Anteilsveraulberun
g



Privatisierungswahn stoppen,
kommunale Daseinsvorsorge erhalten

Beschluss der 1. Tagung des 10. Parteitages der Linkspartei.PDS am
29./30.4. 2006 in Halle Saale

Die Gewahrleistung von sozialen, kulturellen und wirtschaftlichen
Dienstleistungen (Krankenhauser, Kindergarten und Schulen,
Wohnungsversorgung, Personennahverkehr, Energieversorgung,
Wasser- und Abwasserversorgung, Abfallwirtschaft u. a.) gehort zur
existentiellen Grundversorgung der Menschen.

Daher steht die Linkspartei.PDS in konsequenter Opposition zur
Privatisierungspolitik und bemuht sich, Widerstand gegen drohende
Privatisierungen zu motivieren und zu unterstutzen.



Ausnahmefalle in denen die Trennung von
kommunalem Eigentum politisch vertretbar
ist.

Bedingt durch die Bevolkerungsentwicklung missen im Rahmen des

Stadtumbauprozesses Wohnungen, Versorgungs- und Entsorgungsleistungen sowie
Einrichtungen der sozialen Infrastruktur der Entwicklung angepasst werden.

Zur Gewahrleistung der bedarfsgerechten Versorgung mit bezahlbarem Wohnraum sollte
eine VeraulRerung von Wohnungen aus dem Bestand kommunaler
Wohnungsgesellschaften nur dann moglich sein, wenn

— diese auf Wunsch und im Interesse der Mieter als mieternahe Wohnungsprivatisierung
erfolgt,

— der Verkauf an in der Kommune verankerte Genossenschaften erfolgt,

— wenn wirtschaftlich gesunde kommunale Wohnungsgesellschaften
insolvenzbedrohte kommunale Gesellschaften ubernehmen,

— insolvenzbedrohte kommunale Wohnungsgesellschaften durch Teilverkaufe im
Zusammenhang mit mehrheitlich getragenen Sanierungskonzepten fur die
Gesellschaft zur Abwendung der Insolvenz beitragen konnen.

Beabsichtigte VeraulRerungen von kommunalen Unternehmen sind durch die Mitglieder

und Mandatstrager der Linkspartei.PDS mit 6ffentlichen Diskussionsprozessen zu

begleiten. Einwohnerinnen und Einwohner sollen Uber Art und Weise der zu

erbringenden Leistungen der Daseinsvorsorge mitentscheiden konnen. Formen der

girgktehnlfDe_rr;]okratie wie Einwohnerantrage, Blrgerbegehren und Burgerentscheid sind
abei hilfreich.



Die linke Debatte uber Privatisierung
geht weilter!

Die neoliberale Alternative ,Markt oder Staat” kann sich die
LINKE nicht unter umgekehrten Vorzeichen zu eigen
machen. Nicht ,Markt” und ,Staat” stehen gegentber
sondern Versorgungsprinzip und Profitmaximierung.
Bestimmt das Profitprinzip das Handeln, ist es gleich, ob
die Renditeerwartungen von den Anteilseignern eines
Hedgefonds oder von einem staatlichen
Energieunternehmen wie Vattenfall gesetzt werden.



,Offentliches Eigentum dient im Unterschied zu privatem
Eigentum einem offentlichen Interesse, da in
demokratischen Entscheidungsprozessen entsteht. Ein
zentraler Eckpunkt linker Politik muss es sein, diesen
Unterschied zwischen privatem und offentlichem Eigentum
wieder in den Mittelpunkt zu rucken und die demokratische
Verfugungsgewalt Uber Ziele und Zwecke offentlicher
Unternehmen und Einrichtungen zu starken.

Offentliches Eigentum offensiv zu verteidigen, heif’t die
demokratische Teilhabe der Burgerinnen und Burger, der
Eigentimer zu starken.”



	Grundlagenseminar�Die Kommune als Wirtschaftsfaktor
	Kurze Vorstellungsrunde
	Aufgabenfelder kommunaler Wirtschaftstätigkeit sind zum Beispiel:
	Daseinsvorsorge- Herkunft und Zukunft
	Herkunft des Begriffes
	Daseinsvorsorge als Folge von Industrialisierung/ Urbanisierung
	Daseinsvorsorge ist immer gemeinwohlorientiert
	Kommunale Daseinsvorsorge als Ausdruck des Sozialstaatsgebotes nach Artikel 20 Abs. 1GG
	Kommunale Wirtschaftstätigkeit zwischen Finanzkrise und Privatisierungsdruck
	Zulässigkeitsvoraussetzungen für wirtschaftliche Unternehmen der Kommune
	Gemeindeordnung Baden Württemberg konkret zur Zulässigkeit
	Wann liegt ein „öffentlicher Zweck“ vor ?
	Wie steht es mit der Gewinnerzielung?
	Was bedeutet „Leistungsfähigkeitsbezug“?
	Was bedeuten „Funktionssperre“ und „Subsidaritätsklausel“ ?
	Ist das Öffentlichkeitsprinzip noch zeitgemäß?
	Organisationsformen wirtschaftlicher Unternehmen
	Wesentliche Unterschiede zwischen Eigenbetrieb, AÖR und GmbH
	Organe der Aktiengesellschaft
	Organe der GmbH
	Unternehmen in Privatrechtsform in Baden- Württemberg (1)
	Unternehmen in Privatrechtsform in Baden- Württemberg (2)
	Unternehmen in Privatrechtsform in Baden- Württemberg (3)
	Die kommunale GmbH in Baden -Württemberg
	Die Vertretung der Gemeinde in den Gesellschaftsorganen
	Anforderungen an die Aufsichtratsmitglieder
	Anforderungen an die Aufsichtsratsmitglieder (1)
	Einwirkungs- und Kontrollmöglichkeiten der Gemeinde bei privatrechtlichen Organisationsformen
	Beteiligungsmanagement und Beteiligungscontrolling
	Gliederung des Beteiligungsmanagements
	Gesetzliche Grundlagen des Beteiligungs-managements in Baden- Württemberg (1)
	Gesetzliche Grundlagen des Beteiligungs-managements in Baden- Württemberg (2)
	Gesetzliche Grundlagen des Beteiligungs-managements in Baden- Württemberg (3)
	Gesetzliche Grundlage für mittelbare Beteiligungen der Gemeinde an Unternehmen in Privatrechtsform
	Veräußerung von wirtschaftlichen Unternehmen und Beteiligungen
	Energie – und Wasserverträge
	Privatisierung – Pro Argumente
	Privatisierung - Gegenargumente
	Checkliste Privatisierung
	Gemischtwirtschaftliche Modelle und Finanzierungsformen/ Public- Private-Partnership (PPP)
	Betreibermodell am Beispiel der Abwasserbeseitigung
	Kooperationsmodell – ein Beispiel
	Betriebsführungsmodell- ein guter Kompromiss
	Alternative Finanzierungsformen
	Privatisierungswahn stoppen, kommunale Daseinsvorsorge erhalten
	Ausnahmefälle in denen die Trennung von kommunalem Eigentum politisch vertretbar ist.
	Die linke Debatte über Privatisierung geht weiter!

